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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
A.
in der Erwägung, dass die Prioritäten des Raums der Freiheit, der Sicherheit und der Justiz im Stockholmer Programm festgelegt sind: Angestrebt wird demnach ein Europa der Rechte, ein Europa des Rechts und der Gerechtigkeit, ein Europa, das schützt, und ein Europa der Verantwortung, der Solidarität und der Partnerschaft in Migrations- und Asylfragen,

B.
in der Erwägung, dass in der Mitteilung der Kommission vom 22. November 2010 über die EU-Strategie der inneren Sicherheit (KOM(2010)0673) Schritte zur wirksamen Umsetzung der Ziele der EU im Hinblick auf die Bekämpfung von schwerer und organisierter Kriminalität, Terrorismus und Cyberkriminalität und die Vorbeugung dagegen, die bessere Sicherung der Außengrenzen der EU und die Erhöhung der Widerstandsfähigkeit gegenüber natürlichen und vom Menschen verursachten Katastrophen dargelegt wurden,
C.
in der Erwägung, dass in Zeiten der Wirtschaftskrise die EU-Institutionen besonders darauf achten müssen, dass die Haushaltsmittel sinnvoll und entsprechend den eindeutig festgelegten und messbaren Prioritäten gebunden werden,

D.
in der Erwägung, dass die Kommission eine Erhöhung der Verpflichtungsermächtigungen für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rates um 17,7 % vorschlägt,

E.
in der Erwägung, dass jede künftige Änderung der Außengrenzen der Union infolge einer möglichen EU-Erweiterung in der Haushaltsplanung berücksichtigt werden sollte,

F.
in der Erwägung, dass die Kommission ihre Vorschläge für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen im Juni und die speziellen Vorschläge für Programme bis Ende des Jahres vorlegen wird,
1.
fordert die Kommission auf, die Programme und Projekte zu überprüfen und danach zu beurteilen, inwieweit die jeweiligen Ziele erreicht werden können, und dem Parlament über die Ergebnisse zu berichten;
2.
bekräftigt, dass durch die große Zahl von Rechtsgrundlagen und die entsprechenden Durchführungsbestimmungen für die derzeitigen Mittel im Bereich Inneres eine hohe Arbeitsbelastung und Verzögerungen entstehen und diese Mittel schwer zu verwalten sind; begrüßt die vorgeschlagene Vereinfachung der Instrumente im Bereich Inneres für die Zeit nach 2013, wodurch die Zahl der Fonds auf zwei verringert wird: „Migration und Asyl“ und „Innere Sicherheit“ einschließlich Grenzmanagement und Visumspolitik, sodass künftig alle Beteiligten die Vorschriften besser werden verstehen können;

3.
fordert die Kommission auf, in einer Studie die Möglichkeit zu prüfen, die Verwaltungsvorschriften der Mittel zu vereinfachen und durch Setzung des Schwerpunkts auf Rationalisierung der Ausgaben und eine kosteneffizientere Umsetzung politischer Prioritäten Überschneidungen, Bürokratie und Verzögerungen wegen der verschiedenen beteiligten (europäischen und nationalen) Ebenen zu vermeiden;

4.
betont, wie wichtig es ist, den Schwerpunkt beim Haushaltsplan der Union auf den EU‑Mehrwert zu legen und die Effizienz der einzelstaatlichen Finanzierung in Bereichen von gemeinsamem EU-Interesse zu maximieren;

5.
vertritt die Auffassung, dass in Bereichen, in denen eine Lastenteilung wichtig ist (Außengrenzen, Asyl), und solchen, in denen die Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten entscheidend ist (Sicherheit und Schutz der Freiheitsrechte), ausreichende EU-Finanzmittel zur Verfügung stehen müssen;
6.
begrüßt den Vorschlag der Kommission, die Haushaltsmittel für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts um 17,7 % an Verpflichtungsermächtigungen anzuheben, und fordert die Kommission auf, ausreichende Mittel bereitzustellen, um dafür Sorge zu tragen, dass geeignete Maßnahmen getroffen werden, um den internationalen Schutz und die Integration zu gewährleisten;

7.
ist der Auffassung, dass besonders in der derzeitigen Situation genug Geld für den Flüchtlingsfonds und das EASO bereitgestellt werden sollte;
8.
ist der Auffassung, dass Mittel bereitgestellt werden sollten, um im Einklang mit der jeweiligen Außenpolitik Mobilitätspartnerschaften insbesondere mit den Staaten des südlichen Mittelmeerraums zu unterstützen;
9.
erachtet es als notwendig, die Verwendung der Mittel im Bereich des auswärtigen Handelns der EU mit den Mitteln im Bereich Justiz und Inneres zu koordinieren, damit sie mit der Zeit einander stärken und den Zielen der Union in Bezug auf Asyl, Migration und internationalen Schutz dienen;
10.
bekräftigt, dass die Sicherung der EU-Außengrenzen durch Programme und die für eine Stärkung der Grenzen der benachbarten Drittstaaten erforderlichen Finanzmittel ergänzt werden sollte, insbesondere im Rahmen der laufenden Verhandlungen mit den westlichen Balkanstaaten und der Europäischen Nachbarschaftspolitik (Euromed, Östliche Partnerschaft); 

11.
betont, dass das Programm „Grundrechte und Unionsbürgerschaft“ verstärkt werden muss, um die vollständige Umsetzung und durchgängige Berücksichtigung der verbindlichen Charta der Grundrechte zu unterstützen, und dass es vorrangig der vollständigen Verwirklichung der Bürgerrechte sowie der Bekämpfung der Diskriminierung aus jeglichen Gründen, insbesondere gegen Roma, gewidmet werden sollte;
12.
betont, dass die Agenturen über ausreichende Mittel verfügen sollten, um die neuen aus dem Vertrag von Lissabon und dem Stockholmer Programm erwachsenden Aufgaben erfüllen zu können;
13.
stellt fest, dass enger mit dem UNHCR und der FRA zusammengearbeitet werden muss, um zu gewährleisten, dass Grundrechte und humanitäre Belange in den operativen Tätigkeiten der EU-Agenturen, insbesondere von Frontex, gebührend berücksichtigt werden;

14.
nimmt den Beschluss der Kommission, die Generaldirektion Justiz, Freiheit und Sicherheit in zwei unterschiedliche Generaldirektionen aufzuteilen, zur Kenntnis; besteht darauf, dass die Nettowirkung auf die Verwaltungsausgaben neutral sein muss;
15.
betont, dass die Revision des Mandats von Frontex bei der Entscheidung über den Etat der Agentur für 2012 berücksichtigt werden sollte; betont die Bedeutung der Finanzierung für unterstützende Tätigkeiten, beispielsweise berufliche Bildung, und bekräftigt seine Unterstützung für die Schaffung eines europäischen Systems von Grenzschutzbeamten;
16.
bekräftigt, dass Mittel zur Verfügung stehen müssen, die im Falle von Notlagen rasche und umfangreiche Maßnahmen ermöglichen; ist der Ansicht, dass Soforthilfe rasch bereitgestellt und entsprechend den Entwicklungen zugewiesen werden sollte;
17.
ist der Ansicht, dass Haushaltsmittel, die für Programme bereitgestellt werden, die derzeit noch über keine Rechtsgrundlage verfügen, wie etwa die IT-Agentur, in die Reserve eingestellt werden sollten;

18.
bekräftigt, dass die Kommission bei der Prüfung der Struktur der EU-Strategie für das Grenzmanagement die Notwendigkeit und die Kosten der Ausrüstung für die Grenzkontrollen zum Maßstab machen sollte, und fordert daher die Kommission auf, eine eingehende Bewertung vorzunehmen, in der die notwendigen Mittel für das SIS II und ein realistischer Zeitplan, der für die Einsatzfähigkeit des SIS II vorgesehen ist, eindeutig angegeben werden, um damit die Möglichkeiten für eine effektivere Zuteilung von neuen Finanzmitteln für das SIS II abzuschätzen;

19.
besteht darauf, dass ein erheblicher Anteil der Mittel für das SIS II aufgrund seiner noch nicht erfolgten Inbetriebnahme II in die Reserve eingestellt werden sollte;

20.
ist der Auffassung, dass ein Teil der Mittel für Personal im aktiven Dienst des Politikbereichs „Justiz und Inneres“ in die Reserve eingestellt werden sollte, bis der Rechtsetzungsvorschlag für den rechtlichen und technischen Rahmen für die Extraktion von Zahlungsverkehrsdaten im Unionsgebiet vorgelegt worden ist und alle Bestandteile des Programms zum Aufspüren der Finanzierung des Terrorismus gemäß seinen Bestimmungen umgesetzt worden sind.
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